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A. Bekanntmachungen des Landkreises Lüneburg 

Satzung des Landkreises Lüneburg zur Förderung der Kindertagespflege und zur 
Erhebung von Kostenbeiträgen für Kindertagespflege gemäß §§ 23 und 24  
Sozialgesetzbuch VIII (SGB VIII) im Gebiet des Landkreises Lüneburg

I. Präambel
Aufgrund des § 10 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NkomVG) in der Fassung vom 17.12.2010 (Nds. 
GVBl. 2010, 576), zuletzt geändert durch Art. 2 §§ 1 und 4 des Gesetzes vom 12.11.2015 (Nds. GVBl Nr. 19/2015, Seite 
307 und 311), in Verbindung mit den §§ 22 - 24, 43 und 90 Sozialgesetzbuch VIII – Kinder und Jugendhilfe – (SGB 
VIII) ) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.12.2006 (BGBl. I. S. 3134), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 
28.10.2015 (BGBl. I. S. 1802), hat der Kreisausschuss des Landkreises Lüneburg in seiner Sitzung am 08.11.2021 fol-
gende Satzung über die Förderung von Kindern in der Kindertagespflege sowie über die Erhebung von Kostenbeiträgen 
beschlossen:

§ 1 Allgemeines zur Kindertagespflege
(1)  Die Kindertagespflege hat gemäß § 22 SGB VIII denselben Auftrag zu erfüllen wie die Kindertageseinrichtungen, 

und zwar die Förderung der Entwicklung des Kindes zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen 
Persönlichkeit, die Unterstützung und Ergänzung des elterlichen Erziehungsauftrages sowie die Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf.

 Unter Kindertagespflege wird die Betreuung, Bildung und Erziehung von Kindern durch geeignete Kindertagespfle-
gepersonen verstanden.

 Sofern die Kindertagespflege im Haushalt der Personensorgeberechtigten stattfindet, wird im weiteren der Begriff 
„Kinderbetreuer/innen“ verwendet.

(2)  Zu den Aufgaben des öffentlichen Jugendhilfeträgers gehören nach § 22 SGB VIII
• Förderung
• Beratung
• Vermittlung
• Qualifizierung
• Vermittlung von Vertretungsmöglichkeiten

Die Durchführung dieser Aufgaben wird in dieser Satzung geregelt.
Diese Satzung regelt im Einzelnen:
1.  die Anforderungen an eine Kindertagespflegeperson
2.  die Voraussetzungen und Rahmenbedingungen für die Förderung der Kindertagespflege
3.  die Erhebung von Kostenbeiträgen

II. Anforderungen an die Tagespflegepersonen und Erlaubniserteilung

§ 2 Erlaubnis zur Kindertagespflege
(1)  Eine Person, die ein Kind oder mehrere Kinder außerhalb des Haushalts des Erziehungsberechtigten während 

eines Teils des Tages und mehr als 15 Stunden wöchentlich gegen Entgelt länger als drei Monate betreuen will, 
bedarf der Erlaubnis (§ 43 (1) SGB VIII).

(2)  Die Pflegeerlaubnis nach § 43 SGB VIII wird auf Antrag erteilt, sofern die Antragstellerin oder der Antragsteller 
geeignet ist und die sonstigen Voraussetzungen vorliegen.

§ 3 Eignung der Tagespflegeperson
(1)  Tagespflegepersonen sollen gemäß § 43 SGB VIII über vertiefte Kenntnisse hinsichtlich der Kindertagespflege ver-

fügen, die sie in qualifizierten Lehrgängen erworben oder in anderer Weise, zum Beispiel durch eine pädagogische 
Ausbildung, nachgewiesen haben.

(2)  Geeignet als Tagespflegeperson ist, wer sich
• durch Persönlichkeit
• Sachkompetenz
• Kooperationsbereitschaft mit den Erziehungsberechtigten und anderen
• Tagespflegepersonen auszeichnet und
• über kindgerechte Räumlichkeiten verfügt (gilt nicht für Kinderbetreuer/innen)

(3)  Die Tagespflegeperson hat die für die Eignungsfeststellung erforderlichen Nachweise, insbesondere den Nachweis 
über den Qualifizierungslehrgang, dem öffentlichen Jugendhilfeträger vor Beginn der Tätigkeit vorzulegen.

(4)  Der Antrag auf Erteilung einer Pflegeerlaubnis nach § 43 SGB VIII ist abzulehnen, wenn
• die oben angeführten Nachweise nicht oder nicht vollständig erbracht werden
• die vorgelegten erweiterten Führungszeugnisse der Tagespflegeperson oder die im Haushalt lebenden voll-

jährigen Personen Einträge entsprechend den im § 72a SGB VIII aufgeführten Straftatbeständen aufweisen
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• sich im Verlauf der Antragstellung gewichtige Anhaltspunkte nicht ausräumen lassen, die die Eignung der 
Tagespflegeperson in Frage stellen

• keiner der Nachweise nach § 20 Absatz 9 Satz 1 Nr. 1 bis 3 Infektionsschutzgesetz (IfSG) zu Masern vorliegt.
(5)  Die Pflegeerlaubnis ist zu entziehen, sofern wesentliche Änderungen oder Ereignisse eingetreten sind, die nach 

Absatz 4 zu einer Versagung der Pflegeerlaubnis führen würden.
(6)  Die Pflegeerlaubnis kann insbesondere entzogen werden, sofern mit der Pflegeerlaubnis verbundene Auflagen 

nicht erfüllt werden.
(7)  Die Absätze 1 bis 6 finden analog Anwendung auf die Kinderbetreuer/innen, wobei anstelle der Pflegeerlaubnis 

eine Eignungsanerkennung erteilt wird.

§ 4 Fachliche Beratung und Begleitung zum Schutz von Kindern und Jugendlichen
Tagespflegepersonen haben nach § 8b (1) SGB VIII bei der Einschätzung einer Kindeswohlgefährdung einen Anspruch 
auf fachliche Beratung durch eine insofern erfahrene Fachkraft im Kinderschutz.

§ 5 Förderung der Kindertagespflege
(1)  Der Träger der Jugendhilfe fördert die Kindertagespflege, sofern die Tagespflegeperson über die Eignung nach § 

23 SGB VIII verfügt und die Voraussetzungen nach Abschnitt III dieser Satzung erfüllt sind.
(2)  Die Eignung nach § 23 (1) und (3) SGB VIII liegt vor bei Personen, die

• über eine Pflegeerlaubnis nach § 43 SGB VIII verfügen und
• die in der Richtlinie über die Förderung von Kindertagespflege nach § 6 dieser Satzung definierten Standards 

und Anforderungen erfüllen.

§ 6 Richtlinie
Die für den Bereich des örtlichen Jugendhilfeträgers geltenden Anforderungen und Standards für Tagespflegepersonen 
werden in der Richtlinie über die Förderung von Kindertagespflege geregelt.

III. Voraussetzungen und Rahmenbedingungen zur Förderung von Kindern in Tagespflege

§ 7 Anspruchsvoraussetzungen
(1)  Grundvoraussetzung für die Förderung der Kindertagespflege nach dieser Satzung ist die Zuständigkeit des Land-

kreises nach § 86 SGB VIII. Diese liegt insbesondere vor, wenn die Eltern oder der personensorgeberechtigte 
Elternteil ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Landkreis haben.

(2)  Die Kindertagespflege ist ein Angebot ausschließlich zur Betreuung von Kindern, die das 14. Lebensjahr noch nicht 
beendet haben.

(3)  Nach diesen Grundsätzen werden vorrangig Kinder unter drei Jahren gefördert. Kinder ab Vollendung des 3. 
Lebensjahres sollen vorrangig in Tageseinrichtungen für Kinder oder schulischen Betreuungsangeboten betreut 
werden. Steht ein bedarfsgerechtes Angebot nicht zur Verfügung, kann eine Förderung in Kindertagespflege erfol-
gen. Außerdem können Kinder im Alter von drei bis 13 Jahren ergänzend zu den institutionellen Betreuungsange-
boten in Kindertagespflege gefördert werden.

(4)  Ein Kind, das das 1. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, ist in einer Einrichtung oder in Kindertagespflege zu för-
dern, wenn
1.  diese Leistung für seine Entwicklung zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit 

geboten ist 
 oder
2.  die Erziehungsberechtigten

a)  einer Erwerbstätigkeit nachgehen, eine Erwerbstätigkeit aufnehmen oder arbeitssuchend sind
b)  sich in einer beruflichen Bildungsmaßnahme, in der Schulausbildung oder Hochschulausbildung befinden 

oder
c)  Leistungen zur Eingliederung in Arbeit im Sinne des Zweiten Buches erhalten.

(5)  Gefördert werden Leistungen von Tagespflegepersonen, welche die Anforderungen nach dem Abschnitt II erfüllen.

§ 8 Betreuungszeiten
(1)  Der Umfang der täglichen geförderten Betreuungszeit richtet sich nach dem individuellen Bedarf der durch geeig-

nete Nachweise darzulegen ist:
-  bei Kindern unter einem Jahr ab der ersten Stunde
-  bei Kindern ab dem vollendeten 1. Lebensjahr bei über 30 Wochenstunden
-  Randbetreuungszeiten nach § 8 Abs. II Satz 2 ab der ersten Stunde

 Der begründete Umfang sollte 40 Stunden wöchentlich zuzüglich Fahrtzeiten nicht überschreiten. Eine höhere 
Betreuungszeit ist im Einzelfall zu begründen und nachzuweisen. Der notwendige Umfang der Betreuung, als 
Berechnungsgrundlage der zu zahlenden Geldleistung sowie des zu leistenden Kostenbeitrages, ist bei Antragstel-
lung anzugeben.

(2)  Eine Förderung der Betreuungsstunden in Tagespflege ist grundsätzlich erst ab 20 Betreuungsstunden im Monat 
möglich. Die Förderung von Randbetreuungszeiten kann in einem geringeren Stundenumfang erfolgen, wenn 
diese in Verbindung mit den regulären Betreuungsstunden zum Beispiel in einer Kindertagesstätte stehen.
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(3)  Die Eingewöhnung eines Kindes bei der Tagespflegeperson hat innerhalb von vier Wochen unmittelbar vor Beginn 
des eigentlichen Betreuungsverhältnisses stattzufinden. Bei Kindern im Alter ab drei Jahren kann die Eingewöh-
nungszeit bedarfsgerecht verkürzt werden. Die Eingewöhnung wird bereits ab dem ersten Tag mit dem förderfä-
higen Umfang bezuschusst. Eine Betreuung, die während der Eingewöhnungszeit endet, wird mit dem nachgewie-
senen Betreuungsumfang abgegolten.

§ 9 Förderhöhe
(1)  Die laufende Geldleistung an die Kindertagespflegeperson nach § 23 Absatz 2 SGB VIII umfasst die Erstattung 

angemessener Kosten, die der Kindertagespflegeperson für den Sachaufwand entstehen sowie einen Betrag zur 
Anerkennung ihrer Förderleistung. Die Höhe der Zuwendung je angefangener Betreuungsstunde wird wie folgt 
festgesetzt:

Stufe Uhrzeit Kriterien Sachaufwand Förderleistung Gesamt
1. a 06-22 Grundqualifizierung über 160 Stunden 1,95 € 2,15 € 4,10 €

b 22-06 1,95 € 1,08 € 3,03 €
2. a 06-22 Qualifizierung von 560 Stunden 1,95 € 2,45 € 4,40 €

b 22-06 1,95 € 1,23 € 3,18 €
3. a 06-22 Sozialpädagogische Fachkraft gemäß § 

4 Absatz 1, 2 KiTaG
1,95 € 2,75 € 4,70 €

b 22-06 1,95 € 1,38 € 3,33 €
4. a 06-22 sonstige Fach-/Betreuungskraft i.S. § 4 

Absatz 3 KiTaG
1,95 € 2,45 € 4,40 €

b 22-06 1,95 € 1,23 € 3,18 €

(2)  Der geförderte monatliche Betreuungsumfang errechnet sich aus der vereinbarten Wochenstundenanzahl und dem 
Multiplikator 4,33, schulisch gerundet auf volle Stunden.

(3)  Ist nach Feststellung des öffentlichen Jugendhilfeträgers (Jugendamt) eine sozialpädagogische Tagespflege  
notwendig, erhöht sich der Stundensatz auf 4,90 € je Stunde. Hiervon entfallen auf den Sachaufwand 1,95 € je 
Stunde sowie auf den angemessenen Beitrag zur Anerkennung der Förderleistung (Kosten der Erziehung = 
Gewinn) 2,95 € je Stunde.

(4) Die gesamte Geldleistung wird zum 15. eines Monats vom öffentlichen Jugendhilfeträger an die Kindertagespflege-
person ausgezahlt.

(5)  In den Ausfallzeiten der Tagespflegeperson (Urlaub, Krankheit usw.) wird die laufende Leistung bis zu sechs 
Wochen pro Kalenderjahr weitergewährt. Es besteht bei außergewöhnlichen Ereignissen die Möglichkeit (z. B. 
Pandemien usw.), diese Zeiten anteilig zu verlängern, um die Tagespflege zu sichern. Die Förderung einer Vertre-
tungskraft während der Ausfallzeit der Tagespflegeperson wird in der Anlage 2 geregelt.

 Ausfallzeiten des Tagespflegekindes, die nicht die Tagespflegeperson zu vertreten hat, werden mit dem vollen 
Betreuungsentgelt abgegolten. Diese Regelung gilt bis längstens zum Ende des darauf folgenden Monats. Fehl-
zeiten der Kinder und der Tagespflegeperson sind umgehend, jedoch spätestens bis zum 10. des Folgemonats 
durch die Tagespflegeperson dem öffentlichen Jugendhilfeträger zu melden.

(6)  Neben der Zuwendung je Betreuungsstunde erhält die Tagepflegeperson bei einem entsprechenden Nachweis 
eine Erstattung in Höhe der
• Beiträge zu einer Unfallversicherung
• die Hälfte der Aufwendungen zur Altersversicherung
• die Hälfte der Aufwendungen zur Kranken- und Pflegeversicherung

 soweit die nachgewiesenen Aufwendungen angemessen sind.
 Bei einer Nachzahlung, die einen Zeitraum von über sechs Monaten umfasst, ist von der Tagespflegeperson ein 

Nachweis dem öffentlichen Jugendhilfeträger vorzulegen, dass die Erstattung zweckentsprechend eingesetzt 
wurde.

 Eine Tagespflegeperson, die im Haushalt der Personensorgeberechtigten beschäftigt ist (Kinderbetreuer/in), hat 
dem öffentlichen Jugendhilfeträger einen Nachweis über die Anmeldung bei der Minijobzentrale oder einen Nach-
weis über die vom Personensorgeberechtigten zu entrichtenden Sozialversicherungsbeiträgen vorzulegen. Diese 
Sozialversicherungsbeiträge sowie Beiträge zur Unfallversicherung werden vom öffentlichen Jugendhilfeträger 
nicht erstattet.

§ 10 Antragsverfahren
(1)  Anträge auf Förderung in der Kindertagespflege sind von den Personensorgeberechtigten schriftlich zu stellen. 

Eine Bewilligung erfolgt bei Vorliegen der Voraussetzungen frühestens ab dem Monat der Antragstellung. Es 
ergeht hierzu ein schriftlicher Bescheid an die/den Antragsteller/in. Die Tagespflegeperson erhält eine Information 
über den Umfang der geförderten Betreuungszeiten.

(2)  Ein Antrag auf Fortführung der Förderung ist rechtzeitig vor Ende des Bewilligungszeitraums zu stellen.
(3)  Die Förderung endet mit dem letzten tatsächlichen Betreuungstag, der dem öffentlichen Jugendhilfeträger unver-

züglich mitzuteilen ist.
(4)  Gemäß § 23 SGB VIII zahlt der zuständige öffentliche Jugendhilfeträger die gesamte Geldleistung an die nach § 

23 SGB VIII überprüfte und geeignete Kindertagespflegeperson aus. Die Elternteile, mit denen das Kind zusam-
menlebt, haben für die Inanspruchnahme der Tagespflege einen öffentlich-rechtlichen Kostenbeitrag zu entrichten. 
Näheres hierzu regelt Abschnitt IV der Satzung.
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IV. Erhebung von Kostenbeiträgen
§ 11 Höhe des Kostenbeitrages

(1)  Die Höhe des monatlichen Kostenbeitrages richtet sich nach dem Einkommen, der Anzahl der kindergeldberech-
tigten und im Haushalt der Antragsteller/in lebenden Kinder und der tatsächlichen monatlichen Betreuungszeit. Der 
zu entrichtende Kostenbeitrag je angefangener Betreuungsstunde für gleichzeitig in Tagespflege/Kindertagesstät-
ten und/oder kostenpflichtiger nachschulischer Betreuung betreute Geschwisterkinder ist der Beitragsstaffelung in 
der Anlage 1 zu dieser Satzung zu entnehmen. Ab dem vierten in Tagespflege/Kindertagesstätten betreuten Kind 
werden keine Kostenbeiträge erhoben.

(2)  Kinder ab dem vollendeten 3. Lebensjahr bis zur Einschulung, die sich in der ersetzenden Kindertagespflege befin-
den, werden beitragsfrei gestellt. Dieses gilt für eine Betreuung von bis zu acht Stunden täglich.

(3)  Befindet sich ein Geschwisterkind beitragsfrei in einer Kindertagesstätteneinrichtung oder beitragsfrei in einer Kin-
dertagespflege, so wird dieses Kind bei der Geschwisterermäßigung nicht berücksichtigt.

(4)  Der Elternbeitrag ist ab dem ersten Tag der Betreuung (Eingewöhnung) von den Personensorgeberechtigten an 
den öffentlichen Jugendhilfeträger zu zahlen.

§ 12 Einkommensermittlung
(1)  Die Eltern oder der Elternteil, bei dem das Kind lebt, haben dem öffentlichen Jugendhilfeträger das Einkommen 

anzugeben und nachzuweisen. Dazu reichen sie eine dafür vorgesehene Erklärung über ihre Einkommensver-
hältnisse mit dem Antrag auf Förderung der Tagespflege ein, und zwar mit allen Belegen, das heißt. vorrangig 
den maßgeblichen Einkommensteuerbescheid, sonst Lohn- und Gehaltsbescheinigungen, Gewinn- und Verlust-
rechnungen bzw. betriebswirtschaftliche Auswertungen (BWA) eines Steuerberaters oder andere geeignete Nach-
weise. Werden keine Angaben gemacht oder keine ausreichenden Nachweise vorgelegt, erfolgt eine Einstufung in 
die höchste Einkommensstufe.

(2)  Die Eltern bzw. der Elternteil, bei dem das Kind lebt, die Leistungen zur Sicherstellung des Lebensunterhaltes nach 
dem Zweiten Sozialgesetzbuch (SGB II), nach dem Zwölften Sozialgesetzbuch (SGB XII), nach dem Asylbewer-
berleistungsgesetz (AsylbLG) oder den Kinderzuschlag nach § 6a Bundeskindergeldgesetz beziehen, haben für 
die Dauer des nachgewiesenen Bezuges keinen Kostenbeitrag zu leisten.

(3)  Einkommen im Sinne dieser Satzung ist die Summe der positiven Einkünfte der Beitragspflichtigen im Sinne des § 
2 Absatz 1 und 2 des Einkommenssteuergesetzes in der jeweils geltenden Fassung und vergleichbaren Einkünf-
ten, die im Ausland erzielt werden („Bruttoeinkommen“). Ein Ausgleich mit Verlusten aus anderen Einkunftsarten 
und mit Verlusten des zusammen veranlagten Ehegatten ist nicht zulässig.

(4)  Dem Einkommen nach Absatz 3 sind steuerfreie Einkünfte, Unterhaltsleistungen sowie die zur Deckung des 
Lebensunterhaltes bestimmten öffentlichen Leistungen für die Eltern bzw. den Elternteil und die kindergeldberech-
tigten Kinder hinzuzurechnen. Das Kindergeld zählt nicht zum Einkommen. Elterngeld nach dem Bundeseltern-
geld- und Elternzeitgesetz wird nur berücksichtigt, soweit es einen Betrag von monatlich 300,00 € überschreitet 
(bei 24-monatiger Leistung von Elterngeld einen Betrag von monatlich 150,00 €).

(5)  Von dem Einkommen werden abgezogen:
• die für den Bemessungszeitraum auf das Einkommen zu leistenden Steuern einschließlich Solidaritätszuschlag
• die für den Bemessungszeitraum von der/dem Kostenbeitragsschuldner/in zu leistenden Pflichtbeiträge zur 

Sozialversicherung einschließlich der Beiträge zur Arbeitsförderung und
• nach Grund und Höhe angemessene Beiträge zu öffentlichen oder privaten Versicherungen zur Absicherung 

der Risiken von Alter, Krankheit, Pflegebedürftigkeit und Arbeitslosigkeit
(6)  Maßgebend ist das Jahreseinkommen, das die Beitragspflichtigen in dem Kalenderjahr haben, das dem Beginn 

bzw. einer Fortsetzung der Tagespflege vorangeht (Bemessungszeitraum).
(7)  Abweichend von Absatz 6 ist jederzeit auf Antrag das Einkommen des Kalenderjahres zugrunde zu legen, in dem 

die Förderung in Tagespflege beginnt bzw. nach Weiterbewilligung fortgesetzt wird, wenn sich dieses Jahresein-
kommen voraussichtlich auf Dauer gegenüber des vorangegangenen Kalenderjahres ändert und dies zur Ein-
stufung in eine andere Einkommensgruppe nach der Kostenbeitragsstaffel führt. Dabei erfolgt zunächst auf der 
Grundlage von Nachweisen, aus denen sich die Änderung der Einkommensverhältnisse ergibt, eine vorläufige 
Festsetzung ab dem Monat der Antragstellung bis zum Ende des Festsetzungszeitraumes.

 Hierzu wird das Zwölffache des nachgewiesenen aktuellen Monatseinkommens als Prognosewert für das Jahres-
einkommen herangezogen. Auf der Grundlage der vorzulegenden gesamten Einkommensnachweise für dieses 
Kalenderjahr wird der Beitrag dann endgültig nach Ablauf des Kostenfestsetzungszeitraums für den Bewilligungs-
zeitraum festgesetzt.

§ 13 Zahlung des Kostenbeitrages
(1)  Über die Höhe des Kostenbeitrages ergeht ein schriftlicher Bescheid. Der Kostenbeitrag ist monatlich zu entrichten 

und wird jeweils zum 5. eines Monats fällig. Soweit der Betreuungsumfang und damit auch die Höhe des Kosten-
beitrages monatlich schwankend sind, wird der Kostenbeitrag, nachträglich neu berechnet, festgesetzt.

(2)  Fehlt das Kind mehr als die Hälfte der vereinbarten Betreuungszeit pro Kalendermonat, so kann der Elternbeitrag 
auf Antrag auf bis zu 50 % für den betroffenen Kalendermonat gekürzt werden.

(3)  Rückständige Beiträge können im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben werden.

§ 14 Erlass des Kostenbeitrages
Ist der Kostenbeitrag den Eltern und dem Kind nicht zuzumuten, kann er gemäß § 90 Absatz 3 SGB VIII auf Antrag ganz 
oder teilweise vom Landkreis Lüneburg erlassen werden. Für die Feststellung der zumutbaren Belastung ist § 90 Absatz 
4 SGB VIII anzuwenden.
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V. Schlussbestimmungen

§ 15 Auskunfts- und Mitwirkungspflichten
Die Antragstellerinnen und Antragsteller haben
a)  die für die Förderung der Tagespflege und Festsetzung eines Kostenbeitrages erheblichen Tatsachen anzuge-

ben und auf Verlangen des öffentlichen Jugendhilfeträgers der Erteilung der erforderlichen Auskünfte durch Dritte 
zuzustimmen

b)  Beweismittel zu bezeichnen und auf Verlangen des öffentlichen Jugendhilfeträgers Beweisurkunden vorzulegen 
oder ihrer Vorlage zuzustimmen

c)  Änderungen in den Verhältnissen, die für die Leistung erheblich sind oder über die im Zusammenhang mit der Lei-
stung Erklärungen abgegeben worden sind, unverzüglich mitzuteilen. Hierzu zählen insbesondere
• Wegfall oder Änderung des nachgewiesenen individuellen Betreuungsbedarfes
• Änderung der Betreuungszeiten
• Kündigung des Betreuungsverhältnisses
• Änderung der finanziellen Verhältnisse
• Wechsel des gewöhnlichen Aufenthalts

§ 16 Härtefallregelungen
In besonders begründeten Härtefällen kann unter Berücksichtigung der sozialen Verhältnisse des Einzelfalls von den 
Regelungen dieser Satzung abgewichen werden.

§ 17 Inkrafttreten
Die bisherige Satzung des Landkreises Lüneburg zur Förderung der Kindertagespflege und zur Erhebung von Kosten-
beiträgen für Kindertagespflege gemäß §§ 23 und 24 Sozialgesetzbuch VIII (SGB VIII) im Gebiet des Landkreises Lüne-
burg vom 18.05.2020 wird durch diese Satzung ersetzt.
Diese Satzung tritt am 01.01.2022 in Kraft.

Lüneburg, 25.11. 2021

Landkreis Lüneburg 
Der Landrat 
Böther

Anlage
Elternbeiträge der Kindertagespflege

Kostenbeitrag in Euro je Betreuungsstunde
Stufe Jahreseinkommen 1. Kind 2. Kind 3. Kind
1 bis unter 16.000 € --,-- € --,-- € --,-- €
2 16.000 € bis unter 20.000 € 0,63 € 0,44 € 0,13 €
3 20.000 € bis unter 24.000 € 0,88 € 0,62 € 0,18 €
4 24.000 € bis unter 29.000 € 1,25 € 0,88 € 0,25 €
5 29.000 € bis unter 34.000 € 1,38 € 0,97 € 0,28 €
6 34.000 € bis unter 40.000 € 1,63 € 1,14 € 0,33 €
7 40.000 € bis unter 48.000 € 2,00 € 1,40 € 0,40 €
8 ab 48.000 € 2,25 € 1,58 € 0,45 €

B. Bekanntmachungen der Städte, Samtgemeinden und Gemeinden

Hauptsatzung der Stadt Bleckede

Auf Grund des § 12 Abs. 1 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17. Dezember 
2010 (Nds. GVBl. S. 576) hat der Rat der Stadt Bleckede in seiner Sitzung am 02.12.2021 folgende Hauptsatzung 
beschlossen:

§1 
Bezeichnung und Name

Die Stadt führt die Bezeichnung und den Namen “Stadt Bleckede“.

§2 
Wappen, Flagge, Dienstsiegel

(1)  Das Wappen der Stadt Bleckede zeigt einen blauen Löwen mit roter Zunge und roten Krallen im gelben Feld mit 
roter Mauerkrone.

(2)  Die Farben der Flagge sind blau-gelb.
(3)  Das Dienstsiegel enthält das Wappen und die Umschrift: Stadt Bleckede – Landkreis Lüneburg.
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§3 
Ratszuständigkeit

Der Beschlussfassung des Rates bedürfen
a.  die Festlegung privater Entgelte i.S.d. § 58 Abs. 1 Nr. 8 NKomVG, deren jährliches Aufkommen den Betrag 

von 3.000 Euro voraussichtlich übersteigt.
b.  Rechtsgeschäfte i. S. d. § 58 Abs. 1 Nr. 14 NKomVG, deren Vermögenswert die Höhe von 10.000 Euro 

übersteigt.
c.  Rechtsgeschäfte i. S. d. § 58 Abs. 1 Nr. 16 NKomVG, deren Vermögenswert die Höhe von 1.000 Euro über-

steigt, soweit es sich nicht um Geschäfte der laufenden Verwaltung handelt.
d.  Verträge i. S. d. § 58 Abs. 1 Nr. 20 NKomVG, deren Vermögenswert die Höhe von 5.000 Euro übersteigt, 

soweit diese nicht aufgrund einer förmlichen Ausschreibung abgeschlossen werden.

§4 
Ortschaften

(1)  In der Stadt Bleckede bestehen die folgenden 13 Ortschaften: Alt Garge, Barskamp, Bleckede-Wendischthun,  
Brackede, Breetze, Garze, Garlstorf, Göddingen, Karze, Radegast, Rosenthal, Walmsburg, Wendewisch,

(2) Für die in Abs. 1 genannten Ortschaften werden Ortsvorsteherinnen/ Ortsvorsteher bestellt.

§ 5 
Vertretung der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters  

nach § 81 Abs. 2 und 3 NKomVG
(1)  Der Rat wählt in seiner ersten Sitzung aus den Beigeordneten zwei ehrenamtliche Vertreterinnen oder Vertreter 

der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters, die sie oder ihn bei der repräsentativen Vertretung der Stadt, bei 
der Einberufung des Verwaltungsausschusses einschließlich der Aufstellung der Tagesordnung, der Leitung der 
Sitzungen des Verwaltungsausschusses, der Verpflichtung der Ratsfrauen und Ratsherren und ihrer Pflichtenbe-
lehrung vertreten.

(2)  Der Rat beschließt über die Reihenfolge der Vertretung, sofern eine solche bestehen soll. Soll eine Reihenfolge 
bestehen, so führen die Vertreterinnen und Vertreter die Bezeichnung stellvertretende Bürgermeisterin oder stell-
vertretender Bürgermeister mit einem Zusatz aus dem sich die Reihenfolge der Vertretungsbefugnis ergibt.

(3)  Im Übrigen wird die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister in Angelegenheiten der rechtsgeschäftlichen und 
gerichtlichen Vertretung durch ihre/seinen allgemeinen Stellvertreter vertreten.

§ 6 
Anregungen und Beschwerden

(1)  Werden Anregungen oder Beschwerden im Sinne des § 34 NKomVG von mehreren Personen bei der Stadt Ble-
ckede gemeinschaftlich eingereicht, so haben sie eine Person zu benennen, die sie gegenüber der Stadt vertritt. 
Bei mehr als fünf Antragstellerinnen oder Antragstellern können bis zu zwei Vertreterinnen oder Vertreter benannt 
werden.

(2) Die Beratung kann zurückgestellt werden, solange den Anforderungen des Absatzes 1 nicht entsprochen ist.
(3)  Anregungen oder Beschwerden, die keine Angelegenheiten der Stadt Bleckede zum Gegenstand haben, sind nach 

Kenntnisnahme durch den Verwaltungsausschuss von der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister ohne Bera-
tung den Antragstellerinnen oder Antragstellern mit Begründung zurückzugeben. Dies gilt auch für Eingaben, die 
weder Anregungen noch Beschwerden zum Inhalt haben (z.B. Fragen, Erklärungen, Absichten usw.).

(4)  Anregungen oder Beschwerden, die ein gesetzwidriges Ziel verfolgen oder gegen die guten Sitten verstoßen, sind 
nach Kenntnisnahme durch den Verwaltungsausschuss ohne Beratung zurückzuweisen.

(5)  Die Beratung eines Antrages kann abgelehnt werden, wenn das Antragsbegehren Gegenstand eines noch nicht 
abgeschlossenen Rechtsbehelfs- oder Rechtsmittelverfahrens oder eines laufenden Bürgerbegehrens oder 
Bürgerentscheides ist oder gegenüber bereits erledigten Anregungen oder Beschwerden kein neues Sachvorbrin-
gen enthält.

(6)  Die Erledigung der Anregungen oder Beschwerden wird dem Verwaltungsausschuss übertragen, sofern für die 
Angelegenheiten nicht der Rat gemäß § 58 Abs. 1 NKomVG ausschließlich zuständig ist. Der Rat und der Ver-
waltungsausschuss können Anregungen oder Beschwerden zur Mitberatung an die zuständigen Fachausschüsse 
überweisen.

§ 7 
Verkündungen und öffentliche Bekanntmachungen

(1)  Satzungen, Verordnungen, Genehmigungen von Flächennutzungsplänen sowie öffentliche Bekanntmachungen  
der Stadt Bleckede werden – soweit durch Rechtsvorschrift nichts anderes bestimmt ist – im Internet unter der 
Adresse www.landkreis-lueneburg.de/amtsblatt im elektronischen Amtsblatt für den Landkreis Lüneburg bekannt 
gemacht.

(2)  Ortsübliche Bekanntmachungen erfolgen durch Aushang an der Bekanntmachungstafel neben dem Eingang des 
Bürgerhauses. Die Dauer der Bekanntmachung beträgt eine Woche, soweit nicht gesetzlich eine andere Frist vor-
geschrieben ist.

(3)  An den Bekanntmachungstafeln in den Ortschaften sind alle Bekanntmachungen nachrichtlich zu veröffentlichen, 
soweit die entsprechenden Ortschaften betroffen sind.
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§ 8 
Einwohnerversammlungen

Bei Bedarf unterrichtet die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister die Einwohnerinnen und Einwohner durch Einwoh-
nerversammlungen für die ganze Stadt oder für Teile des Stadtgebietes oder für Ortschaften. Zeit, Ort und Gegenstand 
von Einwohnerversammlungen sind gemäß § 7 mindestens 7 Tage vor der Veranstaltung öffentlich bekannt zu machen.

§ 9 
Inkrafttreten

Diese Hauptsatzung tritt mit dem Tage der Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung der Stadt Ble-
ckede vom 22.03.2012 außer Kraft.

Bleckede, den 02.12.2021

gez. 
Dennis Neumann 
Bürgermeister 

Geschäftsordnung für Rat und Ausschüsse der Stadt Bleckede 
(Wahlperiode von 2021-2026)

Nach § 69 NKomVG beschließt der Rat der Stadt Bleckede die folgende Geschäftsordnung für den Rat, den Verwal-
tungsausschuss und die Ratsausschüsse:

Erläuterung zur Nutzung des Ratsinformationssystems bei der Stadt Bleckede
Für die Wahrnehmung der kommunalpolitischen Tätigkeit wird ein internetbasiertes Ratsinformationssystem betrieben. 
Dabei handelt es sich um eine Informations-, Arbeits- und Kommunikationsplattform zur zeitgemäßen Ausübung des 
Mandates. 
Das bisherige geltende Drucksacheverfahren für den Rat der Stadt Bleckede wird nahezu vollständig abgeschafft. In 
konkreten Ausnahmesituationen (z. B. Haushaltsplan, Dokumente im Rahmen der Bauleitplanung) können Beratungs-
vorlagen als Druckausfertigung zugestellt bzw. in sonstiger Weise überlassen werden. Ratsseitig werden Maßnahmen 
unterstützt, um den Druckaufwand in der Verwaltung weiter zu reduzieren.
Ratsmitglieder und auch beratende Mitglieder, die erklärt haben, nicht am Ratsportal teilzunehmen, erhalten die Einla-
dungen, Beratungsvorlagen und Protokolle weiterhin schriftlich per Brief oder E-Mail.
Für die interessierte Öffentlichkeit wird im Ratsportal eine Möglichkeit geschaffen, Beratungsunterlagen (Einladungen, 
Beratungsvorlagen und Protokolle) aus öffentlichen Sitzungen über das Internet einzusehen.

§ 1 
Einberufung des Rates

1. Die Ladungsfrist für Sitzungen des Rates beträgt eine Woche. In Eilfällen kann die Ladungsfrist auf 24 Stunden 
abgekürzt werden. Die Ladung muss in diesem Falle ausdrücklich auf die Abkürzung der Ladungsfrist hinweisen. 
Die Frist gilt als gewahrt, wenn die Ladungen zehn Tage vor der Sitzung elektronisch versandt, zur Post gegeben 
oder den Ratsmitgliedern ausgehändigt worden sind.

2. Der/Die Bürgermeister/in lädt die Ratsmitglieder elektronisch über das Ratsinformationssystem unter Mitteilung 
der Tagesordnung ein. Bei der Aufstellung der Tagesordnung ist § 4 zu beachten. Die Ratsmitglieder erhalten per 
E-Mail einen Hinweis auf die Einstellung im Ratsinformationssystem. Die Ladung, Tagesordnung und Vorlagen für 
die Sitzungen werden den Ratsmitgliedern über das Ratsportal zur Verfügung gestellt. Ratsmitglieder, die erklärt 
haben, nicht am Ratsinformationssystem teilzunehmen, werden schriftlich per Brief oder E-Mail eingeladen. Die 
Ratsmitglieder sind verpflichtet, Änderungen ihrer Anschrift oder E-Mail-Adresse usw. umgehend der Bürgermei-
sterin oder dem Bürgermeister mitzuteilen. Bei technischen Problemen erfolgt die Einladung schriftlich per Brief 
oder E-Mail.

3. Schriftliche Anträge zur Tagesordnung sind spätestens zwei Wochen vor dem Sitzungstermin in der Stadtverwal-
tung, Lüneburger Straße 2, 21354 Bleckede, oder per E-Mail an ratsbuero@bleckede.de, einzureichen. 

4. Zeit, Ort und Tagesordnung der Ratssitzungen sind spätestens eine Woche vor der Sitzung ortsüblich bekannt zu 
machen, sofern der Rat nicht zu einer nicht-öffentlichen Sitzung einberufen wird.

5. Die Einberufung zu einer nichtöffentlichen Sitzung erfolgt, wenn die Tagesordnung lediglich Punkte enthält, die 
nach § 64 NKomVG oder nach dieser Geschäftsordnung in nichtöffentlicher Sitzung zu beraten sind oder bei 
denen ein entsprechender Beschluss über die nichtöffentliche Behandlung im Einzelfall bereits vorliegt.

§ 2 
Öffentlichkeit, Einwohnerfragestunde

1. Die Sitzungen des Rates sind öffentlich, soweit nicht das öffentliche Wohl oder berechtigte Interessen Einzelner 
den Ausschluss der Öffentlichkeit erfordern. Über einen Antrag auf Ausschluss der Öffentlichkeit wird in nichtöffent-
licher Sitzung beraten und entschieden; wenn eine Beratung nicht erforderlich ist, kann über den Ausschluss der 
Öffentlichkeit in öffentlicher Sitzung entschieden werden.

2. An öffentlichen Sitzungen des Rates können Zuhörerinnen und Zuhörer nach Maßgabe der vorhandenen Plätze 
teilnehmen. Pressevertreterinnen und Pressevertretern werden besondere Plätze zugewiesen. 
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3. Zuhörerinnen und Zuhörer sind nicht berechtigt, das Wort zu ergreifen oder sich sonst an den Beratungen zu betei-
ligen. Sie dürfen die Beratungen nicht stören, insbesondere keine Zeichen des Beifalls oder des Missfallens geben. 
Zuhörerinnen und Zuhörer können von dem oder der Ratsvorsitzenden aus dem Sitzungssaal verwiesen werden.

4. Aufzeichnungen auf Tonträger durch Dritte sind nicht zulässig.
5. Bei Bedarf unterbricht der/die Ratsvorsitzende die öffentliche Sitzung vor Eintritt in die Behandlung der Tagesord-

nungspunkte für eine Einwohnerfragestunde von bis zu (30) Minuten. Der Rat kann eine Verlängerung der Einwoh-
nerfragestunde beschließen. Die Einwohnerfragestunde wird vom Ratsvorsitzenden geleitet. Fragen an die Ver-
waltung werden von dem Bürgermeister beantwortet. Er kann auch Bedienstete der Stadtverwaltung oder sonstige 
Beauftragte mit der Beantwortung von Einwohnerfragen beauftragen. Für die Beantwortung einzelner Anfragen an 
Fraktionen/Gruppen oder einzelne Ratsmitglieder stehen jeweils höchstens (drei) Minuten zur Verfügung; für die 
einmalige Erwiderung aus einer anderen Fraktion/Gruppe oder eines anderen nicht einer Fraktion/Gruppe ange-
hörenden Ratsmitgliedes steht (eine) Minute Redezeit zur Verfügung. Die Beantwortung der Anfragen kann auch 
schriftlich innerhalb von 7 Tagen nachgereicht werden.

6. Der Rat kann beschließen, anwesende Sachverständige zum Gegenstand der Beratung anzuhören.

§ 3 
Sitzungsleitung

1. Der/Die Ratsvorsitzende eröffnet, leitet und schließt die Sitzungen. Er/Sie wird von seinen/ihren Vertretern/innen 
in der Reihenfolge der Benennung vertreten. Sind diese verhindert, so wählt der Rat in der Sitzung einen/eine 
besonderen/e Sitzungsleiter/in aus den anwesenden Beigeordneten.

2. Der/Die Ratsvorsitzende eröffnet über jeden Punkt der Tagesordnung die Aussprache. Liegt keine Wortmeldung 
mehr vor, so erklärt er/sie die Aussprache für abgeschlossen und eröffnet die Abstimmung oder die Wahl. Will der/
die Ratsvorsitzende selbst zur Sache sprechen, so gibt er/sie den Vorsitz solange an seinen/ ihren Vertreter/in ab.

3. Der Bürgermeister kann Angehörige der Verwaltung zur Sitzung hinzuziehen.

§ 4  
Sitzungsablauf und Tagesordnung

1. Die Sitzungen laufen regelmäßig in dieser Reihenfolge ab:
  1.  Eröffnung der Sitzung
  2.  Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und der Beschlussfähigkeit
  3.  Feststellung der Tagesordnung 
  4.  Genehmigung der Niederschrift über die vorangegangene Sitzung
  5.  Bericht des Bürgermeisters über wichtige Angelegenheiten der Stadt  und über wichtige Beschlüsse des 

Verwaltungsausschusses 
  6.  Unterbrechung für die Einwohnerfragestunde bei Bedarf
  7.  Behandlung der Tagesordnungspunkte
  8.  Behandlung von schriftlichen Anfragen
  9.  Anfragen
10.  Schließung der Sitzung

2. Jeder Beratungsgegenstand ist deutlich zu kennzeichnen. 
3. Zu jedem Tagesordnungspunkt kann eine Vorlage bzw. ein Bericht der Verwaltung beigefügt werden, aus dem 

die Beschlüsse der beteiligten Ratsausschüsse und des Verwaltungsausschusses ersichtlich sind, soweit sie den 
Ratsmitgliedern nicht bereits bekannt sind. Diese Unterlagen können mit der Einladung verschickt werden, können 
aber auch nachgereicht oder ergänzt werden.

4. Erweiterungen der Tagesordnung kann der Rat in dringenden Fällen zu Beginn der Sitzung beschließen. Dafür ist 
eine Zweidrittelmehrheit der Mitglieder der Vertretung erforderlich. 

§ 5  
Redeordnung

1. Ratsmitglieder und andere an der Sitzung einschließlich der Einwohnerfragestunde teilnehmende Personen 
dürfen nur sprechen, wenn der/die Ratsvorsitzende ihnen das Wort erteilt hat. Wortmeldungen erfolgen durch 
Handaufheben.

2. Der/Die Ratsvorsitzende erteilt das Wort in der Reihenfolge der Wortmeldungen, bei gleichzeitiger Meldung nach 
pflichtgemäßem Ermessen. Zur Geschäftsordnung ist das Wort jederzeit zu erteilen. Eine Rede darf dadurch nicht 
unterbrochen werden.

3. 
(1)  Die Redner/innen sollten sich erheben. Die Ausführungen sind an den Rat, nicht jedoch an die Zuhörer/innen 

zu richten. Persönliche Angriffe und beleidigende Äußerungen sind nicht statthaft.
(2)  Es darf nur zu dem zur Verhandlung stehenden Gegenstand gesprochen werden, bei Wortmeldungen „zur 

Geschäftsordnung“ nur zu dieser.
(3)  Die Redezeit beträgt vier Minuten. Wird die Redezeit überschritten, soll der/die Ratsvorsitzende dem/der Red-

ner/in einen Schlusssatz gestatten und dann das Wort entziehen. In besonderen Fällen, wenn es um Sachbe-
lange geht, können die Fraktionen untereinander vereinbaren, dass aus jeder Fraktion/Gruppe ein Ratsmit-
glied bis zu acht Minuten spricht.
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(4)  Jedes Ratsmitglied darf zu einem Antrag/Tagesordnungspunkt nur einmal sprechen.
 Darüber hinaus ist das Wort zu erteilen:

a)  das Schlusswort des Antragstellers,
b)  Richtigstellen offenbarer Missverständnisse,
c)  Anträge und Einwendungen zur Geschäftsordnung,
d)  den Fraktionsvorsitzenden oder Gruppenvorsitzenden kann ein zweites Mal das Wort erteilt werden,
e)  mit Zustimmung des Rates für den Einzelfall; der/die Redner/in darf dabei bereits Gesagtes nicht 

wiederholen.
4. Mit Zustimmung des Rates kann der/die Ratsvorsitzende die Rededauer auf eine bestimmte Zeit beschränken; 

die Redezeit bei Geschäftsordnungsdebatten beträgt drei Minuten je Fraktion/Gruppe und Ratsmitglied, das keiner 
Fraktion/Gruppe angehört.

5. Der Bürgermeister gibt – soweit dies insbesondere für Zuhörer/innen in öffentlichen Sitzungen erforderlich ist – 
nach Aufruf des Tagesordnungspunktes eine kurze Erläuterung.

6. Der Bürgermeister und der/die allgemeine Vertreter/in ist auf sein/ihr Verlangen zum Gegenstand der Verhandlung 
zu hören. Zur Klarstellung tatsächlicher und rechtlicher Verhältnisse ist dem Bürgermeister auch außer der Reihe 
das Wort zu erteilen.

7. Persönliche Bemerkungen, mit denen gegen die Person des/der Redners/in gerichtete Angriffe zurückgewiesen 
oder eigene persönliche Ausführungen berichtigt werden, sind nach Schluss der Aussprache gestattet. Ausfüh-
rungen zur Sache dürfen diese Bemerkungen nicht mehr enthalten.

§ 6  
Beratung

Während der Beratung sind folgende Anträge zulässig:
1. Änderungs- und Zusatzanträge
 Jedes Ratsmitglied kann zu allen Beratungspunkten, die auf der Tagesordnung stehen, auch noch in der Sitzung 

mündlich oder schriftlich Zusatz- oder Änderungsanträge stellen. Der Ratsvorsitzende kann verlangen, dass münd-
lich gestellte Anträge auch schriftlich vorgelegt werden. Sind mehrere Anträge gestellt, so ist über den Antrag 
zuerst abzustimmen, der inhaltlich am stärksten von der Vorlage abweicht.

2. Anträge zur Geschäftsordnung
 Jedes Ratsmitglied kann während der Sitzung Anträge „zur Geschäftsordnung“ stellen. Anträge zur Geschäftsord-

nung sind insbesondere:
a) Schluss der Aussprache
b) Schließung der Rednerliste
c) Vertagung der Beratung
d) Unterbrechung der Sitzung
e) Ausschluss oder Wiederherstellung der Öffentlichkeit
f) Überweisung an einen Ausschuss
g) Nichtbefassung
h) Antrag auf Protokollierung einer persönlichen Erklärung

3. Schluss der Aussprache
 Antrag auf Schluss der Aussprache darf nur stellen, wer noch nicht zur Sache gesprochen hat.
4. Rücknahme von Anträgen und Anfragen
 Anträge können jederzeit, spätestens bis zur Abstimmung, von dem Antragsteller/der Antragstellerin zurückgezo-

gen werden. Auf die Beantwortung von schriftlichen Anfragen kann bis zum Aufruf des Tagesordnungspunktes 
verzichtet werden. 

§ 7  
Abstimmung

1. Nach Schluss der Aussprache und persönlichen Bemerkungen eröffnet der/die Ratsvorsitzende die Abstimmung. 
Vor der Abstimmung wiederholt er/sie den Antrag oder verweist auf die Vorlage, aus der der Antrag ersichtlich ist. 
Während des Abstimmungsverfahrens sind weitere Anträge unzulässig.

2. Der/Die Ratsvorsitzende formuliert die Abstimmungsfrage so, dass sie mit „Ja“ oder „Nein“ beantwortet werden kann.
3. Wenn mehrere Anträge vorliegen, bestimmt der/die Ratsvorsitzende die Reihenfolge der Anträge für die 

Abstimmungen. 
 Anträge zum Verfahren haben Vorrang vor Anträgen zur Sache; Änderungsanträge werden vor dem Hauptantrag 

behandelt. Weitergehende Anträge haben Vorrang vor anderen Anträgen.
4. Beschlüsse werden, soweit das Gesetz oder in Verfahrensangelegenheiten diese Geschäftsordnung nichts 

anderes bestimmt, mit der Mehrheit der auf „Ja“ oder „Nein“ lautenden Stimmen gefasst. Bei Stimmengleichheit ist 
der Antrag abgelehnt.

5. Grundsätzlich wird offen durch Handaufheben abgestimmt. Auf Verlangen von mindestens einem Drittel der anwe-
senden Ratsmitglieder ist offen unter Namensnennung oder geheim mit Stimmzetteln abzustimmen. Ein Verlangen 
nach geheimer Abstimmung ist vorrangig vor einem Verlangen nach namentlicher Abstimmung zu behandeln.
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6. Der/Die Ratsvorsitzende bestimmt zwei Stimmzähler/innen.

§ 8 
Wahlen

Das Wahlverfahren richtet sich nach § 67 NKomVG.

§ 9 
Anfragen

1. Jedes Ratsmitglied ist berechtigt, Anfragen zu Gegenständen der Tagesordnung an den Bürgermeister zu stellen.
2. Weitere Anfragen gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 9 sollen spätestens drei Tage vor der Sitzung schriftlich dem Bürgermei-

ster eingereicht werden.
3. Der Bürgermeister kann die sofortige Beantwortung einer Anfrage ablehnen, wenn er sich nicht genügend vorberei-

ten konnte. In diesem Fall ist die Anfrage spätestens in der nächsten Sitzung zu beantworten.
4. Eine Aussprache über schriftliche Anfragen findet auf Antrag nur statt, wenn 2/3 der anwesenden Ratsmitglieder 

dem Antrag zustimmen.
5. Anfragen, die nichtöffentliche Angelegenheiten betreffen, dürfen in öffentlicher Sitzung nicht beantwortet werden.

§ 10 
Sitzungsordnung

1. Der/Die Ratsvorsitzende sorgt für die Aufrechterhaltung der Ordnung in den Sitzungen und achtet auf die Einhal-
tung der Geschäftsordnung. Er/Sie übt das Hausrecht aus.

2. Jeder/Jede Redner/in hat sich bei seinen/ihren Ausführungen streng an die Sache zu halten. Der/Die Ratsvorsit-
zende kann Redner/innen, die vom Verhandlungsgegenstand abweichen oder sich mehrfach wiederholen, zur 
Sache rufen. Ist ein/e Redner/in dreimal bei demselben Tagesordnungspunkt zur Sache gerufen worden, so kann 
ihm/ihr der/die Ratsvorsitzende das Wort entziehen, wenn er/sie beim zweiten Mal auf diese Folge hingewiesen 
wurde. Ist dem/der Redner/in das Wort entzogen, so darf es ihm/ihr bis zum Beginn des Abstimmungsverfahrens 
nicht wieder erteilt werden.

3. Verhält sich ein Ratsmitglied ordnungswidrig, so ruft es der/die Ratsvorsitzende zur Ordnung. Er/Sie kann ein Rats-
mitglied bei ungebührlichem oder wiederholt ordnungswidrigem Verhalten von der Sitzung ausschließen. Der Aus-
schluss wegen ordnungswidrigen Verhaltens ist zulässig, wenn der/die Ratsvorsitzende ein Ratsmitglied in dersel-
ben Sitzung zum zweiten Mal wegen ordnungswidrigen Verhaltens gerügt hat und bei der ersten Rüge auf diese 
Folge hingewiesen hat. Auf Antrag des/der Ausgeschlossenen stellt der Rat in seiner nächsten Sitzung fest, ob die 
getroffene Maßnahme berechtigt war.

4. Der Rat kann ein Ratsmitglied, das sich grober Ungebühr oder wiederholter Zuwiderhandlungen gegen die zur 
Aufrechterhaltung oder Ordnung erlassenen Anordnungen schuldig gemacht hat, mit der Mehrheit seiner Mitglieder 
auf bestimmte Zeit, höchstens auf sechs Monate, von der Mitarbeit im Rat und seinen Ausschüssen ausschließen. 
Das Ratsmitglied kann als Zuhörer/in teilnehmen.

5. Der/Die Ratsvorsitzende kann Zuhörer/innen, die sich wiederholt ordnungswidrig verhalten haben, von der Sitzung 
ausschließen. 

6. Der/Die Ratsvorsitzende kann die Sitzung unterbrechen oder nach dreimaligem Aufruf schließen, wenn die nötige 
Ruhe und Ordnung nicht herzustellen ist.

§ 11 
Protokoll

1. Die Bürgermeisterin / der Bürgermeister ist für das Protokoll verantwortlich. Sie/er bestimmt die Protokollführerin 
oder den Protokollführer. Zur Anfertigung des Protokolls kann die Beratung auf Tonband aufgenommen werden. 
Das Tonband ist nach Genehmigung des Protokolls zu löschen. 

2. Im Protokoll werden die wesentlichen Inhalte der Verhandlungen festgehalten. Ein Wortprotokoll ist ausgeschlos-
sen. Aus dem Protokoll muss ersichtlich sein, wann und wo die Sitzung stattgefunden hat, wer an ihr teilgenommen 
hat, welche Gegenstände verhandelt, welche Beschlüsse gefasst und welche Wahlen vorgenommen worden sind. 
Die Abstimmungsergebnisse sind festzuhalten. Jedes Ratsmitglied kann verlangen, dass aus dem Protokoll her-
vorgeht, wie es abgestimmt hat; dies gilt nicht bei geheimer Stimmabgabe. 

3. Eine Ausfertigung des Protokolls ist allen Ratsmitgliedern alsbald nach jeder Ratssitzung zu übersenden, späte-
stens mit der Einladung zur darauf folgenden Sitzung. Einwendungen gegen das Protokoll dürfen sich nur gegen 
die Richtigkeit der Wiedergabe des Verhandlungsverlaufs und des Inhalts der Beschlüsse richten. Werden gegen 
die Fassung des Protokolls Einwendungen erhoben, die sich nicht durch Erklärungen der Protokollführerin oder 
des Protokollführers, der Bürgermeisterin / des Bürgermeisters beheben lassen, so entscheidet der Rat.

4. Die Protokolle sind, soweit sie nicht öffentlich beratene Gegenstände zum Inhalt haben, vertraulich zu behandeln 
und zu verwahren.

5. Über die Genehmigung des Protokolls der letzten Sitzung des Rates vor Ablauf der Wahlperiode beschließt der 
Verwaltungsausschuss. 

§ 12 
Fraktionen und Gruppen

1. Fraktionen sind auf Zusammenarbeit gerichtete Zusammenschlüsse von Ratsfrauen und Ratsherren, die aufgrund 
desselben Wahlvorschlages gewählt wurden.
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2. Gruppen sind auf Zusammenarbeit gerichtete Zusammenschlüsse von Ratsfrauen und Ratsherren, die aufgrund 
verschiedener Wahlvorschläge ihren Ratssitz erlangt haben. Zu den Gruppen rechnen auch Zusammenschlüsse 
von Fraktionen mit fraktionslosen Ratsmitgliedern sowie mit anderen Fraktionen oder Gruppen sowie von Gruppen.

3. Ratsfrauen und Ratsherren dürfen nur einer Fraktion angehören. Entsprechendes gilt für die Zugehörigkeit zu den 
Gruppen.

4. Die Gruppe nimmt anstelle der an ihr beteiligten Fraktionen oder Gruppen deren kommunalverfassungsrechtlichen 
Rechte wahr.

5. Jede Fraktion und jede Gruppe hat eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und mindestens eine stellvertretende 
oder einen stellvertretenden Vorsitzenden. Die Bildung einer Fraktion oder Gruppe ist zur ersten Sitzung des Rates 
nach seiner Wahl der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister schriftlich unter Angabe des Namens der Fraktion 
oder Gruppe, ihrer Mitglieder und ihrer Vorsitzenden oder ihres Vorsitzenden und des/der stellvertretenden Vorsit-
zenden anzuzeigen. Nach der ersten Ratssitzung sind die Änderung, die Auflösung sowie die Bildung von Frakti-
onen und Gruppen in gleicher Weise anzuzeigen.

6. Die Bildung von Fraktionen und Gruppen sowie Änderungen werden mit dem Eingang der Anzeige nach Absatz 5 
wirksam.

§ 13 
Geschäftsgang und Verfahren der Ausschüsse

1. Für den Geschäftsgang und das Verfahren der Ratsausschüsse sowie der Ausschüsse nach besonderen Rechts-
vorschriften gelten die Vorschriften dieser Geschäftsordnung entsprechend. 

2. Die Sitzungen der Ausschüsse sind öffentlich, soweit die Öffentlichkeit nicht gemäß § 2 auszuschließen ist. 
3. In dringenden Fällen kann die Tagesordnung abweichend von § 59 Abs. 3 Satz 5 NKomVG während der Sitzung 

mit der Mehrheit der anwesenden Ausschussmitglieder erweitert werden.
 Sofern der Rat oder der Verwaltungsausschuss die nichtöffentliche Behandlung einer Angelegenheit beschlossen 

hat, sind die Ausschüsse hieran gebunden.
4. Alle Fraktionsmitglieder sind vertretungsberechtigt. Ist ein Ausschussmitglied verhindert, an einer Sitzung des Aus-

schusses teilzunehmen, so hat es unverzüglich für seine Vertretung selbst zu sorgen und die/den Vorsitzende/n zu 
benachrichtigen.

5. Die stellvertretenden Ausschussvorsitzenden werden vom Ausschuss in der ersten Sitzung nach seiner Bildung 
bzw. Umbildung gewählt.

6. Die Protokolle sind allen Ratsmitgliedern vor der nächsten Sitzung des Rates zu übersenden.
7. Der Rat kann den Aufgabenbereich der Ausschüsse durch Beschluss festlegen. Die Ausschüsse geben in den von 

ihnen behandelten Angelegenheiten Beschlussempfehlungen.
8. Gemeinsame Sitzungen verschiedener Ausschüsse sollen nur in Ausnahmefällen stattfinden.
 Wenn mehrere Ausschüsse über eine Angelegenheit gemeinsam beraten, hat derjenige Ausschussvorsitzende 

den Vorsitz, der sachlich vorrangig für die Behandlung des Beratungsgegenstandes zuständig ist. 
 Über die Tagesordnungspunkte hat jeder Ausschuss unter seiner eigenen Sitzungsleitung für sich getrennt abzu-

stimmen. Gehört ein stimmberechtigtes Mitglied eines Ausschusses zugleich einem oder mehreren anderen an 
der gemeinsamen Sitzung beteiligten Ausschüssen als stimmberechtigtes Mitglied an, so hat es seine Stimme für 
jeden Ausschuss getrennt abzugeben.

9. Der Bürgermeister kann mit Zustimmung des/der Ausschussvorsitzenden andere sachkundige Personen, die nicht 
Ausschussmitglieder sind, zu einzelnen Sitzungen oder auch einzelnen Beratungspunkten hinzuziehen.

§ 14 
Geschäftsgang und Verfahren des Verwaltungsausschusses

1. Für das Verfahren des Verwaltungsausschusses gilt § 78 NKomVG. Diese Geschäftsordnung gilt im Übrigen sinn-
gemäß auch für den Verwaltungsausschuss.

2. In Eilfällen kann die Ladungsfrist bis auf 24 Stunden verkürzt werden.
3. Ist ein Mitglied des Verwaltungsausschusses verhindert, an einer Sitzung teilzunehmen, so hat es unverzüglich 

seine/n Vertreter/in unter Beifügung der Sitzungsunterlagen sowie den Bürgermeister zu unterrichten.
4. Die Protokolle über die Sitzungen des Verwaltungsausschusses werden allen Ratsmitgliedern übersandt, den Bei-

geordneten spätestens mit der Einladung zur nächsten Sitzung. Hiermit erfüllt der Verwaltungsausschuss seine 
Berichtspflicht.

5. In dringlichen Fällen kann der Verwaltungsausschuss in einer Sitzungspause der Ratssitzung einberufen werden.

§ 15 
Beschlüsse im Umlaufverfahren

Der/Die Bürgermeister/in kann Beschlüsse des Verwaltungsausschusses im Umlaufverfahren herbeiführen. Hierbei ver-
merken die Mitglieder oder, im Falle ihrer Verhinderung ihre Vertreter, eigenhändig auf dem Umlauf, dass sie Kenntnis 
genommen haben; die stimmberechtigten Mitglieder oder ihre Vertreter vermerken zusätzlich, ob sie der Vorlage zustim-
men oder sie ablehnen. Die Beschlüsse sind nur gültig, wenn der Umlauf allen Mitgliedern des Verwaltungsausschusses 
oder ihren Vertretern vorgelegen und niemand der Beschlussfassung im Umlaufverfahren widersprochen hat.
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§ 16 
Zusammenarbeit der Ratsausschüsse 

mit dem Rat und dem Verwaltungsausschuss
1. Angelegenheiten, die der Beschlussfassung des Rates bedürfen, kann der Verwaltungsausschuss an die zustän-

digen Ausschüsse überweisen, sofern er es nicht für erforderlich hält, sie zunächst dem Rat zur grundsätzlichen 
Stellungnahme vorzulegen.

2. Der Verwaltungsausschuss ist nicht verpflichtet, sich den Beschlussempfehlungen der Ausschüsse anzuschließen.

§ 17 
Änderung und Abweichung von der Geschäftsordnung

1. Über während der Sitzung auftauchende Zweifel ohne grundsätzliche Bedeutung entscheidet der/die Ratsvorsit-
zende sofort, im Übrigen muss der Rat beschließen.

2. Der Rat kann auf Antrag Änderungen der Geschäftsordnung beschließen, wenn der Antrag bei der Einladung zur 
Ratssitzung auf der Tagesordnung gestanden hat.

3. Der Rat kann im Einzelfall Abweichungen von dieser Geschäftsordnung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der 
anwesenden Ratsmitglieder beschließen, soweit damit nicht gegen zwingende gesetzliche Vorschriften verstoßen 
wird.

§ 18 
Aushändigung von Texten

Jedem Ratsmitglied ist ein Exemplar des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes, der Hauptsatzung und der 
Geschäftsordnung, jeweils in der gültigen Fassung, für die Dauer seiner Mitgliedschaft im Rat von Amts wegen zur Ver-
fügung zu stellen.

§ 19 
Beteiligung der Ortsvorsteher

1. Ortsvorsteher/innen haben das Recht zur Teilnahme an sämtlichen Sitzungen, soweit der Aufgabenbereich der 
Ortsvorsteher/innen betroffen ist.

2. Der Bürgermeister entscheidet, welche Unterlagen dieser Geschäftsordnung dem Ortsvorsteher/ der Ortsvorstehe-
rin zu übersenden sind.

§ 20  
Inkrafttreten

Diese Geschäftsordnung tritt am 04.11.2021 in Kraft. Gleichzeitig tritt die bisherige Geschäftsordnung vom 25.10.2019 
außer Kraft. 

Bleckede, den 04. November 2021

Dennis Neumann 
Bürgermeister

9. Änderungssatzung zur Satzung der Samtgemeinde Amelinghausen über  
die Erhebung von Beiträgen und Gebühren für die Abwasseranlagen  
(Abwasserabgabensatzung)

Aufgrund der §§ 10, 58 Abs. 1 Nr. 5 und 111 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der 
Fassung vom 13. Oktober 2021 (Nds. GVBl. S. 700, 730) und der §§ 2 und 5 des  Niedersächsischen Kommunalabga-
bengesetzes (NKAG) in der Fassung vom 20. April 2017 zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 13.10.2021 
(Nds. GVBl. S. 700) hat der Rat der Samtgemeinde Amelinghausen in seiner Sitzung am 02. Dezember 2021 folgende 9. 
Änderungssatzung zur Satzung der Samtgemeinde Amelinghausen über die Erhebung von Beiträgen und Gebühren für 
die Abwasseranlagen (Abwasserabgabensatzung) beschlossen:

Artikel I
Der § 11 Abs. 2 der Satzung erhält folgende Fassung:
(2)  Die Kanalbenutzungsgebühr beträgt je cbm 3,40 €.

Artikel II
Diese 9. Änderungssatzung tritt am 01.Januar 2022 in Kraft.

Amelinghausen, den 02. Dezember 2021

Christoph Palesch 
Samtgemeindebürgermeister
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4. Änderung der Entschädigungssatzung der Gemeinde Handorf,  
Landkreis Lüneburg

Gemäß §§ 10, 11, 44, 54, 55, 58, 71 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) in der zurzeit gel-
tenden Fassung hat der Rat der Gemeinde Handorf in seiner Sitzung am 10.11.2021 folgende Satzung zur 4. Änderung 
der Entschädigungssatzung beschlossen:

Artikel I
§ 3 Nr. 2 wird wie folgt geändert:
2.  Die Aufwandsentschädigung beträgt monatlich

a) für den/die Bürgermeister/in (politische Vertretung) 300,-- €
b) für den/die Bürgermeister/in (Verwaltungstätigkeit) 350,-- €
c) für den/die erste/n stellvertretende/n Bürgermeister/in (politische/r Vertreter/in) 100,-- €
d) für den/die zweite/n stellvertretende/n Bürgermeister/in (Verwaltungsvertreter/in) 100,-- €

Artikel II
§ 3 Nr. 4 wird wie folgt geändert:
4.  Solange sich das Gemeindebüro im Hause des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin befindet, erhält er/sie hierfür 

eine monatliche Nutzungsentschädigung (Miete 150,-- €) als Kostenersatz für die Vorhaltung von Telekommunika-
tionsanschlüssen und als Mietentschädigung für zwei Büroräume.

Artikel III
§ 5 wird ersatzlos gestrichen.

Artikel IV
Die 4. Änderung der Entschädigungssatzung tritt am 01.11.2021 in Kraft.

Handorf, 10.11.2021

K.-H. Raabe 
Bürgermeister

Entschädigungssatzung der Gemeinde Boitze

Aufgrund der §§ 10, 11, 44, 54, 58 und 71 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 
17.10.2010 in der derzeit gültigen Fassung hat der Rat der Gemeinde Boitze am 26.Oktober 2021 folgende Satzung 
beschlossen:

§ 1 
Allgemeine Aufwandsentschädigung 

für Ratsmitglieder
1.  Die Ratsmitglieder, soweit sie nicht besondere Funktionsträger im Sinne des § 3 sind, 
 erhalten zur Abgeltung ihrer Aufwendungen eine monatliche Pauschalentschädigung von  25,00 € 
2.  Die digitale Ratsarbeit wird eingeführt. Dafür erhalten die Ratsmitglieder 
 ab dem 01.11.2021 eine pauschale Entschädigung in Höhe von  20,00 € pro Monat. 

§ 2 
Aufwandsentschädigung für die/den 

Protokollführerin/Protokollführer
Der/die Protokollführer/in erhält für seine/ihre Aufwendungen eine Pauschalentschädigung pro Protokoll in Höhe von 
25,00 €.

§ 3 
Besondere Aufwandsentschädigung 

für Funktionsträger
1.  Unbeschadet der Regelung nach § 1 erhält der/die Bürgermeister/in auch in Personalunion 
 als Gemeindedirektor/in monatlich  250,00 €, 
2.  Die Vertretung zu 1.  20,00 € monatlich
3.  Der/die Beigeordnete  15,00 € monatlich 
4.  Im Falle der Verhinderung des/der Bürgermeisters/in wird ihm/ihr die zustehende Entschädigung bis zum Ablauf 

des auf den Beginn der Verhinderung folgenden Monats gezahlt. Nach Ablauf dieser Frist erhält der/die Vertreter/in 
die Entschädigung bis zum Ablauf des Monats, in dem die Vertretung endet. Die sonst den/der Vertreter/in zuste-
hende Entschädigung entfällt während dieses Zeitraumes. Mit Beginn des nächsten Monats nach Fortfall der Ver-
hinderung, wird die Aufwandsentschädigung wieder an den/die Bürgermeister/in gezahlt.

5.  Die Aufwandsentschädigung beträgt, sofern der Rat in seiner konstituierenden Sitzung für die Dauer der Wahlperi-
ode einen Beschluss nach § 106 Abs. 1., Satz 1, Nr. 1 bis 4 NkomVG gefasst hat, monatlich
a.)  für den/die Bürgermeister/in  100,00 €
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b.)  für den/die stellv. Bürgermeister/in  20,00 €
c.)  für den/die Gemeindedirektor/in 200,00 €
d.)  für den/die allgemeinen Vertreter/in des/der Gemeindedirektor/in  30,00 €

§ 4 
Sitzungsgeld 

Ein Sitzungsgeld wird nicht gezahlt. Dieses ist mit der Pauschale gemäß § 1 abgegolten.

§ 5 
Fahrkostenentschädigung

1.  Mit der Pauschalentschädigung nach § 1 sind die Fahrkosten abgegolten. 
2.  Dies gilt nicht für

a.)  den/die Bürgermeister/in der/die Aufgaben nach § 106, Abs. 1, Satz 1, Nr. 1-4 NkomVG 
  wahrnimmt, der/die erhält monatlich  20,00 €.
b.)  der/die Gemeindedirektor/in erhält monatlich  30,00 €. 

§ 6 
Verdienstausfall 

1.  Neben den Leistungen nach §§ 1 bis 5 ist der nachgewiesene Verdienstausfall zu erstatten.
2.  Die Erstattung wird auf den Höchstsatz von 10,00 € pro Stunde begrenzt.
3.  Ein Anspruch auf Verdienstausfall entfällt, soweit von anderer Seite eine Entschädigung verlangt werden kann.

§ 7 
Entschädigung für Dienstreisen

1.  Für Dienstreisen erhalten Ratsmitglieder und die besonderen Funktionsträger Reisekosten nach dem Bundesreise-
kostengesetz (Reisekostenstufe B).

2. Dienstreisen bedürfen der Genehmigung des/der Bürgermeisters/in, Dienstreisen des/der Bürgermeisters/in und im 
Vertretungsfall der Stellvertreterin/des Stellvertreters bedürfen keiner Genehmigung.

3.  Dienstreisen sind auf das notwendige Maß zu beschränken.
4.  Eine Reisekostenvergütung entfällt, soweit von anderer Seite eine Vergütung erfolgt, bzw. verlangt werden kann. 

§ 8 
Inkrafttreten

Die Satzung tritt mit Wirkung vom 01. November 2021 in Kraft. Gleichzeitig treten die Entschädigungssatzung vom 
01.02.2012 und die Änderungssatzung vom 12. Dezember 2017 außer Kraft. 

Boitze, 26.Oktober 2021

Staacke 
Bürgermeister

Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 6 NKAG  
für straßenbauliche Maßnahmen in der Gemeinde Wendisch Evern  
(Straßenausbaubeitragssatzung) vom 14.07.2021 in Kraft am 14.07.2021

Aufgrund der §§ 10, 58 und 111 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17. Dezember 
2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 17. Februar 2021 (Nds. GVBl. S. 64) und 
der §§ 2 und 6 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) vom 20. April 2017 (Nds. GVBl. S. 121), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 24. Oktober 2019 (Nds. GVBl. S. 309), hat der Rat der Gemeinde 
Wendisch Evern in seiner Sitzung am 14.07.2021 folgende Satzung beschlossen:

§ 1 
Allgemeines

(1)  Zur Deckung ihres Aufwandes für die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung ihrer 
öffentlichen Straßen, Wege und Plätze - insgesamt, in Abschnitten oder Teilen - (öffentliche Einrichtungen) erhebt 
die Gemeinde Wendisch Evern - sofern Erschließungsbeiträge nach den §§ 127 ff BauGB nicht erhoben werden 
können - nach Maßgabe dieser Satzung Beiträge von den Grundstückseigentümern, denen die Möglichkeit der 
Inanspruchnahme dieser öffentlichen Einrichtungen besondere wirtschaftliche Vorteile bietet (Anlieger).

(2)  Zu den öffentlichen Einrichtungen gehören auch die aus tatsächlichen oder rechtlichen Gründen mit Kraftfahrzeu-
gen nicht befahrbaren Wohnwege und die Straßen im Außenbereich nach § 47 Nr. 3 NStrG, die die Gemeinde für 
den öffentlichen Verkehr gewidmet hat.

(3)  Die Gemeinde ermittelt den beitragsfähigen Aufwand jeweils für die einzelne Ausbaumaßnahme. Inhalt und 
Umfang der beitragsfähigen Maßnahme werden durch das Bauprogramm bestimmt. Das Bauprogramm wird durch 
die Gemeinde formlos festgelegt.

(4)  Über beabsichtigte Ausbaumaßnahmen, das Verfahren der Beitragserhebung und in Betracht kommende Billig-
keitsmaßnahmen sollen die voraussichtlich Beitragspflichtigen möglichst frühzeitig unter Vorlage der Planungen 
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informiert werden. Dies kann in Anliegerversammlungen, im Rahmen von Ratssitzungen, durch Mitteilungen in der 
örtlichen Presse, schriftlich oder auf andere Weise geschehen. Absatz 1 wird durch diesen Absatz nicht berührt.

(5)  Spätestens drei Monate vor Beginn der beitragsfähigen Maßnahme teilt die Gemeinde den voraussichtlich Bei-
tragspflichtigen die vorläufige Aufwandsermittlung, die voraussichtliche Höhe ihres künftigen Beitrags sowie die 
voraussichtliche Höhe einer etwaigen künftigen Vorausleistung mit.

§ 2 
Umfang des beitragsfähigen Aufwandes

(1)  Zum beitragsfähigen Aufwand gehören die Kosten für
1. den Erwerb (einschließlich aufstehender Bauten und Erwerbsnebenkosten) der für die Herstellung, Anschaf-

fung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der öffentlichen Einrichtungen benötigten Grundflächen; 
dazu gehört auch der Wert der von der Gemeinde hierfür aus ihrem Vermögen bereitgestellten Flächen im 
Zeitpunkt der Bereitstellung zuzüglich der Bereitstellungskosten;

2. die Freilegung der Fläche;
3. die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Fahrbahn mit Unterbau und 

Decke sowie für notwendige Erhöhungen und Vertiefungen einschließlich der Anschlüsse an andere Straßen 
sowie Aufwendungen und Ersatzleistungen wegen Veränderung des Straßenniveaus;

4. die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung von Wegen, Plätzen, Fußgänger-
zonen, verkehrsberuhigten Wohnstraßen, verkehrsberuhigten Geschäftsbereichen und der selbständigen, 
nicht befahrbaren Fuß- und Wohnwege in entsprechender Anwendung von Nr. 3;

5. die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung von 
a. Randsteinen und Schrammborden,
b. Rad- und Gehwegen (ein- oder beidseitig und/oder in kombinierter Form),
c. Trenn, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen,
d. niveaugleichen Mischflächen,
e. Beleuchtungseinrichtungen
f. Rinnen und andere Einrichtungen für die Oberflächenentwässerung der öffentlichen Einrichtungen,
g. Böschungen, Schutz- und Stützmauern (einschl. Immissions- und Lärmschutz),
h.  Parkflächen (auch Standspuren, Busbuchten und Bushaltestellen) und Grünanlagen, soweit sie Bestand-

teil der öffentlichen Einrichtungen sind;
6. für die Ausstattung von Fußgängerzonen, Plätzen und verkehrsberuhigten Bereichen;
7. die zum Ausgleich oder zum Ersatz eines durch eine beitragsfähige Maßnahme bewirkten Eingriffs in Natur 

und Landschaft zu erbringen sind;
8. die Beauftragung Dritter mit der Planung und Bauleitung sowie Verwaltungskosten, die ausschließlich der 

Maßnahme zuzurechnen sind; 
9. der Fremdfinanzierung des beitragsfähigen Aufwandes;
10. des aus den Beständen der Gemeinde verwendeten Materials. Maßgeblich ist der Wert im Zeitpunkt der 

Bereitstellung.
(2) Bei Straßen im Außenbereich nach § 47 Nr. 3 NStrG gehören die Aufwendungen nach Absatz 1 Nr. 5 Buchst. b) 

bis h) nicht zum beitragsfähigen Aufwand.
(3)  Die Gemeinde kann durch Satzung bestimmen, dass auch nicht in Absatz 1 genannte Aufwendungen der Maß-

nahme zum beitragsfähigen Aufwand gehören. In der Satzung ist der beitragsfähige Aufwand konkret zu bezeich-
nen und der vom Beitragspflichtigen zu tragende Anteil festzusetzen. Die Satzung ist vor Beginn der Maßnahme 
öffentlich bekannt zu machen.

§ 3 
Ermittlung des beitragsfähigen Aufwandes

(1)  Der beitragsfähige Aufwand wird nach den tatsächlichen Kosten ermittelt.
(2)  Der Aufwand für

1. Böschungen, Schutz- und Stützmauern einschließlich Immissions- und Lärmschutz,
2. Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen,
3. Ersatzleistungen wegen Veränderung des Straßenniveaus,
4. die Beauftragung Dritter mit der Planung, Vermessung und/oder Bauleitung, die ausschließlich der Maßnahme 

zuzurechnen sind, 
 wird den Kosten der Fahrbahn zugerechnet.
Der Aufwand nach Satz 1 Nr. 4 wird dem Gehweg bzw. einer anderen Teileinrichtung zugerechnet, wenn die Fahrbahn 
nicht Teil der Maßnahme ist.

§ 4 
Aufwandsspaltung, Abschnittsbildung

(1)  Die Gemeinde kann den Aufwand abweichend von § 1 Abs. 3 dieser Satzung für bestimmte Teile einer Maßnahme 
(Aufwandsspaltung) oder für einen selbständig nutzbaren Abschnitt einer Maßnahme (Abschnittsbildung) abrechnen. 



- 459 -

Amtsblatt für den Landkreis Lüneburg Nr. 12.2021 vom 13.12.2021

(2)  Die Grundstücke, deren Eigentümer im Sinne von § 1 Abs.1 die öffentliche Einrichtung, Abschnitte oder Teile 
davon in Anspruch nehmen, bilden das Abrechnungsgebiet.

(3)  Die Entscheidung über die Aufwandsspaltung und die Bildung von Abschnitten trifft der Rat.
(4)  Bei der Aufwandsspaltung kann der Straßenausbaubeitrag ohne Bindung an eine bestimmte Reihenfolge selbstän-

dig für die öffentliche Einrichtung erhoben werden für
1. den Grunderwerb und den Wert der von der Gemeinde bereitgestellten Grundstücke,
2. die Freilegung der Fläche,
3. die Herstellung, Anschaffung Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der 

a. Fahrbahnen (Plätze) mit oder ohne Randstreifen, Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen ein-
schließlich des Anschlusses an andere Straßen und Verkehrswege,

b. Gehwege oder eines von ihnen mit oder ohne Randsteinen oder Schrammborden, 
c. Radwege oder eines von ihnen mit oder ohne Randsteinen oder Schrammborden,
d. Kombinierten Rad- und Gehwege oder eines von ihnen mit oder ohne Randsteinen oder Schrammborden,
e. niveaugleichen Mischflächen
f. Rinnen und anderen Einrichtungen für die Oberflächenentwässerung,
g. Beleuchtungseinrichtungen
h. Parkflächen (auch Standspuren, Busbuchten und Bushaltestellen),
i. Grünanlagen (Straßenbegleitgrün).

(5)  Absatz 4 findet sinngemäß Anwendung für selbständig nutzbare Abschnitte einer öffentlichen Einrichtung.

§ 5 
Vorteilsbemessung

(1)  Der Bemessung der Beiträge nach Vorteilen werden 50% des nach den §§ 2 und 3 ermittelten Aufwandes 
zugrunde gelegt.

(2)  Zuschüsse Dritter sind, soweit der Zuschussgeber nichts anderes bestimmt hat, von dem nach Absatz 1 ermittelten 
Aufwand abzuziehen.

(3)  Die Gemeinde trägt zur Abgeltung des öffentlichen Interesses von dem nach den Absätzen 1 und 2 ermittelten 
Aufwand den Teil, der auf die Inanspruchnahme der öffentlichen Einrichtungen durch die Allgemeinheit oder die 
Gemeinde entfällt. Den übrigen Teil des Aufwandes haben die Beitragspflichtigen zu tragen. 

(4)  Der Anteil der Beitragspflichtigen an dem nach den Absätzen 1 und 2 ermittelten Aufwand beträgt:
1. bei öffentlichen Einrichtungen, die innerorts überwiegend dem Anliegerverkehr dienen, sowie bei verkehrsbe-

ruhigten Wohnstraßen (auch niveaugleichen Mischflächen) 65 v.H.
2. bei öffentlichen Einrichtungen mit starkem innerörtlichem Verkehr

a. für Fahrbahnen, Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen sowie Böschungen, Schutz- und Stütz-
mauern, Busbuchten und Bushaltestellen 35 v.H.

b. für Randsteine und Schrammborde, für Rad- und Gehwege - auch als kombinierte Anlage - sowie für 
Grünanlagen als Bestandteil der öffentlichen Einrichtung 40 v.H.

c. für Beleuchtungseinrichtungen sowie für Rinnen und andere Einrichtungen der Oberflächenentwässerung 
40 v.H.

d. für Parkflächen (auch Standspuren) ohne Busbuchten und Bushaltestellen 55 v.H.
e. für niveaugleiche Mischflächen 40 v.H.

3. bei öffentlichen Einrichtungen, die innerorts überwiegend dem Durchgangsverkehr dienen
a. für Fahrbahnen, Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen sowie Böschungen, Schutz- und Stütz-

mauern (einschließlich Immissions- und Lärmschutz), Busbuchten und Bushaltestellen 25 v.H.
b. für Randsteine und Schrammborde, für Rad- und Gehwege - auch als kombinierte Anlage - sowie für 

Grünanlagen als Bestandteil der öffentlichen Einrichtung 40 v.H.
c. für Beleuchtungseinrichtungen sowie für Rinnen und andere Einrichtungen der Oberflächenentwässerung 

35 v.H.
d. für Parkflächen (auch Standspuren) ohne Busbuchten und Bushaltestellen 50 v.H. 

4. bei Fußgängerzonen und verkehrsberuhigten Geschäftsbereichen 60 v.H.
5. bei Gemeindestraßen im Sinne von § 47 Nr. 3 NStrG

a. die deutlich überwiegend von Anliegern genutzt werden 65 v.H.
b. in allen anderen Fällen 40 v.H.

(5)  Die Gemeinde kann im Einzelfall vor Entstehen der sachlichen Beitragspflichten durch eine ergänzende Satzung 
von den Anteilen nach Abs. 4 abweichen, wenn wichtige Gründe für eine andere Vorteilsbemessung bei einer Aus-
baumaßnahme sprechen.
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§ 6 
Verteilung des umlagefähigen Ausbauaufwandes

(1) Der umlagefähige Ausbauaufwand wird auf die Grundstücke verteilt, von denen aus die Möglichkeit der Inan-
spruchnahme der ausgebauten öffentlichen Einrichtung oder eines bestimmten Abschnitts von ihr besteht (berück-
sichtigungsfähige Grundstücke). Die Verteilung des Aufwandes auf diese Grundstücke erfolgt im Verhältnis der 
Nutzflächen, die sich für diese Grundstücke aus der Vervielfachung der maßgeblichen Grundstücksfläche mit dem 
nach den §§ 7 und 8 maßgeblichen Nutzungsfaktor ergeben. 

(2) Als Grundstücksfläche gilt grundsätzlich der Flächeninhalt des Grundstücks im bürgerlich-rechtlichen Sinn. Soweit 
Flächen berücksichtigungsfähiger Grundstücke baulich oder gewerblich nutzbar sind, richtet sich die Ermittlung des 
Nutzungsfaktors nach § 7. Für die übrigen Flächen – einschließlich der im Außenbereich liegenden Teilflächen jen-
seits einer Bebauungsplangrenze, einer Tiefenbegrenzungslinie oder der Grenze einer Satzung nach § 34 Abs. 4 
Baugesetzbuch (BauGB) – richtet sich die Ermittlung des Nutzungsfaktors nach § 8.

(3) Als baulich oder gewerblich nutzbar gilt bei berücksichtigungsfähigen Grundstücken,
1. die insgesamt oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes und mit der Restfläche innerhalb 

eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles liegen, die Gesamtfläche des Grundstücks;
2. die über die Grenzen des Bebauungsplanes in den Außenbereich hinausreichen, die Fläche im Bereich des 

Bebauungsplanes;
3. die im Bereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB liegen und bei Grundstücken, die über die Grenzen 

einer solchen Satzung hinausreichen, die Fläche im Satzungsbereich;
4. für die kein Bebauungsplan und keine Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB besteht,

a. wenn sie insgesamt innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) liegen, die 
Gesamtfläche des Grundstücks;

b. wenn sie mit ihrer Fläche teilweise im Innenbereich (§ 34 BauGB) und teilweise im Außenbereich (§ 35 
BauGB) liegen, die Fläche zwischen der öffentlichen Einrichtung und einer Linie, die in einem gleichmä-
ßigen Abstand von 50 m zu ihr verläuft; bei Grundstücken, die nicht an die öffentliche Einrichtung angren-
zen oder lediglich durch einen zum Grundstück gehörenden Weg mit ihr verbunden sind, die Fläche 
zwischen der der öffentlichen Einrichtung zugewandten Grundstücksseite und einer Linie, die in einem 
gleichmäßigen Abstand von 50 m zu ihr verläuft;

5. die über die sich nach Nr. 2 oder Nr. 4 Buchst. b) ergebenden Grenzen hinaus bebaut oder gewerblich 
genutzt sind, die Fläche zwischen der öffentlichen Einrichtung bzw. im Fall von Nr. 4 Buchst. b) der der öffent-
lichen Einrichtung zugewandten Grundstücksseite und einer Linie hierzu, die in dem gleichmäßigen Abstand 
verläuft, der der übergreifenden Bebauung oder gewerblichen Nutzung entspricht;

(4) Bei berücksichtigungsfähigen Grundstücken, die
1. nicht baulich oder gewerblich, sondern nur in vergleichbarer Weise nutzbar sind (z.B. Friedhöfe, Sport- und 

Festplätze, Freibäder, Dauerkleingärten) oder innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteils so genutzt 
werden;

 oder
2. ganz bzw. teilweise im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen oder wegen entsprechender Festsetzungen in 

einem Bebauungsplan nur in anderer Weise nutzbar sind (landwirtschaftliche Nutzung),
 ist die Gesamtfläche des Grundstücks bzw. die Fläche des Grundstücks zugrunde zu legen, die von den Rege-

lungen in Absatz 3 nicht erfasst wird.

§ 7 
Nutzungsfaktor für Baulandgrundstücke

(1) Der maßgebliche Nutzungsfaktor bei berücksichtigungsfähigen Grundstücken, die baulich oder gewerblich nutzbar 
sind, wird durch die Zahl der Vollgeschosse bestimmt. 

 Dabei gelten als Vollgeschoss alle Geschosse, die nach landesrechtlichen Vorschriften Vollgeschosse sind. Kir-
chengebäude und Biogasanlagen werden stets als eingeschossige Gebäude behandelt. Besteht im Einzelfall 
wegen der Besonderheiten des Bauwerks in ihm kein Vollgeschoss i.S. der Landesbauordnung, so werden bei 
gewerblich oder industriell genutzten Grundstücken je angefangene 3,50 m und bei allen in anderer Weise baulich 
genutzten Grundstücken je angefangene 2,50 m Höhe des Bauwerks (Traufhöhe) als Vollgeschoss gerechnet. 

 Bruchzahlen werden ab 0,5 auf ganze Zahlen auf-, darunter abgerundet.
 Der Nutzungsfaktor beträgt bei einem Vollgeschoss 1,0 und erhöht sich je weiteres Vollgeschoss um 0,25.
(2) Als Zahl der Vollgeschosse gilt – jeweils bezogen auf die in § 6 Abs. 3 bestimmten Flächen – bei Grundstücken, 

1. die ganz oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes liegen (§ 6 Abs. 3 Nr. 1 und Nr. 2),
a. die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse;
b. für die im Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse die Höhe der baulichen Anlagen festgesetzt 

ist, in Gewerbe-, Industrie- und Sondergebieten i.S. von § 11 Abs. 3 BauNVO die durch 3,5 und in allen 
anderen Baugebieten die durch 2,5 geteilte höchstzulässige Gebäudehöhe (Traufhöhe). Bruchzahlen; 
werden ab 0,5 auf ganze Zahlen auf-, darunter abgerundet;

c. für die im Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Höhe der baulichen Anlagen, son-
dern nur eine Baumassenzahl festgesetzt ist, die durch 3,5 geteilte höchstzulässige Baumassenzahl. 
Bruchzahlen werden ab 0,5 auf ganzen Zahlen auf, darunter abgerundet.
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d. auf denen nur Garagen oder ober- und/oder unterirdische Stellplätze errichtet werden dürfen oder die nur 
mit Einrichtungen der Strom-, Gas- und Wasserversorgung, wie z.B. Trafo, Gasregler, Pumpstationen und 
Druckerhöhungsanlagen bebaut werden können, die Zahl von einem Vollgeschoss je Nutzungsebene;

e. für die im Bebauungsplan gewerbliche oder industrielle Nutzung ohne Bebauung festgesetzt ist, die Zahl 
von einem Vollgeschoss;

f. für die in einem Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Höhe der baulichen Anlagen 
bzw. die Baumassenzahl bestimmt ist, der in der näheren Umgebung überwiegend tatsächlich vorhan-
dene (§ 34 BauGB) Berechnungswert nach Ziffer a) - c);

2. auf denen die Zahl der Vollgeschosse nach Nr. 1 Buchst. a) bzw. Buchst. d) oder e) oder die Höhe der bau-
lichen Anlagen bzw. die Baumassenzahl nach Nr. 1b) bzw. c) überschritten wird, die tatsächlich vorhandene 
Zahl der Vollgeschosse bzw. die sich nach der tatsächlich vorhandenen Bebauung ergebenden Berechnungs-
werte nach Nr. 1 Buchst. b) bzw. Buchst. c);

3. für die kein Bebauungsplan besteht, die aber ganz oder teilweise innerhalb des im Zusammenhang bebauten 
Ortsteiles liegen (§ 6 Abs. 3 Nr. 3 bis Nr. 5), wenn sie
a. bebaut sind, die höchste Zahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse;
b. unbebaut sind, die Zahl der in der näheren Umgebung überwiegend vorhandenen Vollgeschosse. 

(3) Der sich aus Absatz 1 i.V. mit Abs. 2 ergebende Nutzungsfaktor wird vervielfacht mit:
1. 1,5, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich bestehenden (§ 34 BauGB) oder durch Bebauungs-

plan ausgewiesenen Wohngebietes (§ 3, § 4 und § 4 a BauNVO), Dorfgebietes (§ 5 BauNVO) oder Mischge-
bietes (§ 6 BauNVO) oder Sondergebietes (§ 10 BauNVO) liegt oder ohne ausdrückliche Gebietsfestsetzung 
innerhalb eines Bebauungsplangebietes überwiegend gewerblich oder überwiegend in einer der gewerblichen 
Nutzung ähnlichen Weise (z.B. Verwaltungs-, Schul-, Post- und Bahnhofsgebäude, Praxen für freie Berufe) 
genutzt wird;

2. 2,0, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich bestehenden (§ 34 BauGB) oder durch Bebauungsplan 
ausgewiesenen Kerngebietes (§ 7 BauNVO), Gewerbegebietes (§ 8 BauNVO), Industriegebietes (§ 9 Bau- 
NVO) oder Sondergebietes (§ 11 BauNVO), das gewerblich genutzt werden darf, liegt.

§ 8 
Nutzungsfaktoren für Grundstücke mit sonstiger Nutzung

(1) Für die Flächen nach § 6 Abs. 4 gelten als Nutzungsfaktoren bei Grundstücken, die
1. aufgrund entsprechender Festsetzungen in einem Bebauungsplan nicht baulich oder gewerblich, 
 sondern nur in vergleichbarer Weise nutzbar sind (z.B. Friedhöfe, Sport- und Festplätze, Freibäder, 
 Dauerkleingärten) oder innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteils so genutzt werden  0,5
2. im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen oder wegen entsprechender Festsetzungen in einem Bebauungsplan 

nur in anderer Weise nutzbar sind (z.B. landwirtschaftliche Nutzung), wenn
a. sie ohne Bebauung sind, bei

aa)  Waldbestand oder wirtschaftlich nutzbaren Wasserflächen 0,0167
ab)  Nutzung als Grünland, Ackerland oder Gartenland  0,0333
ac)  gewerbliche Nutzung (z.B. Bodenabbau pp.)  1,0

 Lit. ab) ist auch anzuwenden, wenn sich auf Teilflächen von ihnen Windkraft- oder selbständige Photovol-
taikanlagen befinden;

b. sie in einer der baulichen oder gewerblichen Nutzung vergleichbaren Weise genutzt werden
 (z.B. Friedhöfe, Sport- und Festplätze, Freibäder, Dauerkleingärten, Campingplätze ohne Bebauung 0,5
c. auf ihnen Wohnbebauung, landwirtschaftliche Hofstellen einschließlich der auf ihnen im 
 Rahmen der landwirtschaftlichen Nutzung betriebene Biogasanlagen oder landwirtschaftliche 
 Nebengebäude (z.B. Feldscheunen, Mastställe o.ä) vorhanden sind, für eine Teilfläche, die sich 
 rechnerisch aus der Grundfläche der Baulichkeiten geteilt durch die Grundflächenzahl 0,2 ergibt  1,0
 mit Zuschlägen von je 0,25 für das zweite und jedes weitere tatsächlich vorhandene Vollgeschoss, 
 für die Restfläche gilt a);
d. sie als Campingplatz genutzt werden und eine Bebauung besteht, für eine Teilfläche, die sich 
 rechnerisch aus der Grundfläche der Baulichkeit geteilt durch die Grundflächenzahl 0,2 ergibt  1,0
 mit Zuschlägen von je 0,25 für das zweite und jedes weitere tatsächlich vorhandene Vollgeschoss, 
 für die Restfläche gilt Buchstabe b),
e. auf ihnen – ohne Bebauungsplan – außerhalb von landwirtschaftlichen Hofstellen Biogasanlagen 
 betrieben werden, für eine Teilfläche, die sich rechnerisch aus der Grundfläche der Einrichtungen 
 der Biogasanlage geteilt durch die Grundflächenzahl 0,2 ergibt  1,5
 für die Restfläche gilt Buchstabe a),
f. sie gewerblich genutzt und bebaut sind, für eine Teilfläche, die sich rechnerisch aus 
 der Grundfläche der Baulichkeiten geteilt durch die Grundflächenzahl 0,2 ergibt  1,5
 mit Zuschlägen von je 0,375 für das zweite und jedes weitere tatsächlich vorhandene 
 Vollgeschoss, für die Restfläche gilt a),
g. sie ganz oder teilweise im Geltungsbereich einer Satzung nach § 35 Abs. 6 BauGB liegen, für die von der 

Satzung erfassten Teilflächen
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aa) mit Baulichkeiten, die kleinen Handwerks- oder Gewerbebetrieben dienen  1,5
 mit Zuschlägen von je 0,375 für das zweite und jedes weitere tatsächlich
 vorhandene Vollgeschoss,
ab)  mit sonstigen Baulichkeiten oder ohne Bebauung  1,0
 mit Zuschlägen von je 0,25 für das zweite und jedes weitere tatsächlich 
 vorhandene Vollgeschoss, für die Restfläche gilt Buchstabe a).

(2) Die Bestimmung des Vollgeschosses richtet sich nach § 7 Abs. 1.

§ 9 
Eckgrundstücke

Grenzt ein Grundstück an mehrere Gemeindestraßen im Sinne des § 47 Nr. 1 und 2 NStrG, wird die nach den §§ 6 und 
7 bzw. 8 ermittelte Grundstücksfläche durch die Anzahl der an das Grundstück angrenzenden Straßen geteilt. Die sich 
danach ergebende Fläche bildet die Grundlage für die Berechnung des zu zahlenden Beitrages. Den entsprechenden 
Beitragsausfall trägt die Gemeinde.

§ 10 
Entstehung der Beitragspflicht

(1)  Die Beitragspflicht entsteht mit der Beendigung der beitragsfähigen Maßnahme.
(2)  In den Fällen einer Aufwandsspaltung entsteht die Beitragspflicht mit der Beendigung der Teilmaßnahme, frühe-

stens jedoch mit dem Beschluss über die Aufwandsspaltung.
(3)  Bei Abrechnung von selbständig nutzbaren Abschnitten entsteht die Beitragspflicht mit der Beendigung der 

Abschnittsmaßnahme, frühestens jedoch mit dem Abschnittsbildungsbeschluss.
(4)  Die in den Absätzen 1 bis 3 genannten Maßnahmen sind erst dann beendet, wenn die technischen Arbeiten ent-

sprechend dem von der Gemeinde aufgestellten Bauprogramm fertiggestellt sind, der Aufwand berechenbar ist 
und in den Fällen von Absatz 1 und 3 die erforderlichen Grundflächen im Eigentum der Gemeinde stehen und die 
öffentliche Einrichtung gewidmet ist.

§ 11 
Vorausleistungen

Sobald mit der Durchführung der Bauarbeiten begonnen worden ist, kann die Gemeinde angemessene Vorausleistungen 
bis zur Höhe des voraussichtlichen Beitrages erheben. Die Vorausleistungen werden nach dem für den Beitrag gel-
tenden Maßstab erhoben. 
Die Vorausleistungen sind mit der endgültigen Beitragsschuld zu verrechnen, auch wenn der Vorausleistende nicht der 
endgültige Beitragspflichtige ist.

§ 12 
Beitragspflichtige

(1)  Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigentümer des Grundstücks ist. 
Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist anstelle des Eigentümers der Erbbauberechtigte bei-
tragspflichtig. Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner; bei Wohnungs- und Teileigentum sind die 
einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig.

(2)  Der Beitrag ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück, bei Bestehen eines Erbbaurechts auf diesem und im 
Falle von Absatz 1 Satz 3 Halbsatz 2 auf dem Wohnungs- oder Teileigentum.

§ 13 
Beitragsbescheid

Der Beitrag, der auf den einzelnen Beitragspflichtigen entfällt, wird durch schriftlichen Bescheid festgesetzt. Gleiches gilt 
für die Vorausleistung.

§ 14 
Fälligkeit

(1)  Die nach dieser Satzung erhobenen Beiträge und Vorausleistungen werden einen Monat nach der Bekanntgabe 
des Bescheides fällig.

(2)  Die Anwendung der Richtlinie der Gemeinde Wendisch Evern über die Zulassung der Zahlung von Straßenbaubei-
trägen in Form einer Rente vom 14.07.2021 wird im Einzelfall vereinbart und umgesetzt. 

§ 15 
Ablösung

(1)  In Fällen, in denen die Beitragspflicht noch nicht entstanden ist, kann die Ablösung durch öffentlich-rechtlichen Ver-
trag vereinbart werden.

(2)  Zur Feststellung des Ablösungsbetrages ist der für die Ausbaumaßnahme i.S. von § 1 entstehenden Ausbauauf-
wand zugrunde zu legen, der anhand von Kalkulationen, Kostenvoranschlägen und/ oder Ausschreibungsergeb-
nissen ermittelt wird. Kosten für den Ausbau vergleichbarer Maßnahmen/Teileinrichtungen und bereits vorliegende 
Unternehmerrechnungen können zur Ermittlung des Ausbauaufwandes mit herangezogen werden.

 Der Ausbauaufwand wird nach Maßgabe der §§ 5 bis 8 auf die Grundstücke verteilt, denen die Möglichkeit der 
Inanspruchnahme der betreffenden öffentlichen Einrichtung besondere wirtschaftliche Vorteile bietet. 
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(3)  Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. 
(4)  Durch Zahlung des Ablösungsbetrages wird die Beitragspflicht endgültig abgegolten.
 Ein Anspruch auf spätere Rückzahlung oder Nachforderung besteht nicht, soweit die durch höchstrichterliche 

Rechtsprechung festgelegten Billigkeitsgrenzen nicht über- oder unterschritten werden.

§ 16 
Auskunfts- und Duldungspflichten

(1)  Die Beitragspflichtigen und ihre Vertreter haben der Gemeinde jede Auskunft zu erteilen, die für die Festsetzung 
und Erhebung der Beiträge erforderlich sind.

(2)  Die Gemeinde ist berechtigt, an Ort und Stelle zu ermitteln und die Grundstücke des Beitragspflichtigen zu betre-
ten. Die nach Absatz 1 zur Auskunft verpflichteten Personen haben dies zu ermöglichen und im erforderlichen 
Umfang zu helfen.

§ 17 
Anzeigepflicht

Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück ist der Gemeinde sowohl vom Erwerber als auch von Veräußerer 
innerhalb eines Monats schriftlich anzuzeigen.

§ 18 
Datenverarbeitung

Zur Ausführung dieser Satzung dürfen die mit der Ermittlung, Festsetzung und Erhebung von Beiträgen befassten Stel-
len der Gemeinde die hierfür erforderlichen personen- und grundstücksbezogenen Daten von den zuständigen Behörden 
(u.a. Grundbuchamt, Katasteramt, Einwohnermeldeamt) besorgen und verarbeiten. Dies darf auch regelmäßig im Rah-
men automatischer Abrufverfahren erfolgen.

§ 19 
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt zum 14.11.2021 in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Satzung vom 23.06.2003 außer Kraft.

Wendisch Evern, den 14. Juli 2021

gez. Norbert Meyer 
Norbert Meyer 
Gemeindedirektor
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